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ich hoffe, Du hattest eine schöne Zeit in Köln und konntest den Karneval genießen. Wir haben 
auf Deine Anfrage hin unsere Vorschläge zum BauGB gesammelt. Es ist jetzt erstmal alles dabei, 
auch wenn einiges ggf. keinen Konsens findet. Wenn Du Fragen hast, immer gern.  

 

 Wärmewende 

• Zur Beschleunigung und Intensivierung des Ausbaus von Wärmenetzen sollte für den 
Ausbau der leitungsgebundenen Wärmeversorgung die Möglichkeit bestehen, von der 
Bauleitplanung abzuweichen (§ 246f BauGB). 

• Bei der Aufstellung von Bauleitplänen gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7g BauGB sollte neben § 26 
WPG auch § 20 WPG berücksichtigt werden. 

• Die Ergebnisse der kommunalen Wärmeplanung gemäß §§ 17 ff. WPG sollten im 
Flächennutzungsplan berücksichtigt werden (§ 5 Abs. 2 BauGB) und ebenso bei 
Festsetzungen im Bebauungsplan (§ 9 Abs. 1 BauGB). 

 

Elektrolyseure und Speicher 

• Elektrolyseure sowie Anlagen zur Speicherung von Strom, Wärme oder Wasserstoff 
sollten in weiterem Umfang als bislang von der Außenbereichsprivilegierung nach § 35 
Abs. 1 BauGB erfasst werden. 

Begründung: Eine Privilegierung, die die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit pauschal an enge 
räumliche Zuordnungen oder feste Abstände bindet, bildet die tatsächlichen Anforderungen 
dieser Anlagen nur unzureichend ab und erschwert eine bedarfsgerechte Standortwahl. 
Das Bauplanungsrecht privilegiert im Außenbereich bereits eine Vielzahl energiebezogener 
Vorhaben, insbesondere Anlagen der Energieerzeugung und -verteilung. Batteriespeicher sind 
integraler Bestandteil derselben Infrastrukturkette. 
Für Elektrolyseure gilt mit Blick auf die Sektorenkopplung Vergleichbares. Eine Privilegierung im 
Außenbereich würde die Suche nach geeigneten Standorten erheblich erleichtern. 

• Elektrolyseure sollten als Hauptanlagen in Gewerbe- und Industriegebieten ohne 
Größenbegrenzung ausdrücklich zulassungsfähig sein (Änderung der BauNVO). 

 

Förderung von On-Site-Generation 

• Die Direktbelieferung von Verbrauchern (z. B. Industrieanlagen oder Rechenzentren) 
durch Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien wird künftig an Bedeutung 



gewinnen. Zur Unterstützung dieser Entwicklung sollte ein eigenständiger 
bauplanungsrechtlicher Privilegierungstatbestand eingeführt werden. 

Begründung: Für eine Direktbelieferung ist es erforderlich, Erzeugungsanlagen räumlich nahe 
bei den Verbrauchern zu errichten. Dabei sollten klare Kriterien festgelegt werden, um einen 
Missbrauch des Instruments zu vermeiden, etwa durch einen kurzfristigen Wechsel in andere 
Vermarktungsformen. 

 

Photovoltaik 

• Für Photovoltaik wird angeregt, die Genehmigung raumbedeutsamer PV-Anlagen 
innerhalb von Wind-Vorranggebieten rechtssicher zu ermöglichen. 

Begründung: Vorranggebiete sind für bestimmte raumbedeutsame Nutzungen vorgesehen, hier 
die Windenergienutzung. Andere raumbedeutsame Nutzungen, wie etwa Freiflächen-PV, sind in 
Vorranggebieten ausgeschlossen, soweit sie mit der vorrangigen Nutzung nicht vereinbar sind 
(§ 7 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 ROG). Diese Unvereinbarkeit führt regelmäßig zu einer innergebietlichen 
Ausschlusswirkung. 
Es erscheint sachgerecht, rechtssichere Voraussetzungen für eine planerische Doppelnutzung 
zu schaffen, sofern die Windenergienutzung nicht beeinträchtigt wird und deren Vorrangstellung 
durch klare planungsrechtliche Festsetzungen im BauGB abgesichert bleibt. 

 

Windenergie an Land 

• Zur effektiven Erleichterung des Repowerings sollte das Kriterium der „Grundzüge der 
Planung“ gestrichen werden (§ 245e Abs. 3 BauGB). Der unbestimmte Rechtsbegriff führt 
in der Genehmigungspraxis zu erheblichen Auslegungsschwierigkeiten und verhindert 
die Umsetzung zahlreicher Repowering-Vorhaben außerhalb ausgewiesener 
Windenergiegebiete. Die Streichung komplex auslegungsbedürftiger Begrifflichkeiten 
stellt zugleich einen Beitrag zum Bürokratieabbau dar. 

• Für die bauplanungsrechtliche Zulässigkeitsprüfung im Außenbereich sollte auf den 
Zeitpunkt der Antragstellung und nicht auf den Zeitpunkt der 
Genehmigungsentscheidung abgestellt werden (§ 249 Abs. 2 BauGB). Dies würde die 
Planungssicherheit erhöhen, da Vorhaben nicht fortlaufend an veränderte 
Rahmenbedingungen angepasst werden müssten. Um mögliche Konflikte auf lokaler 
Ebene zu vermeiden, könnten hierfür Ausnahmeregelungen vorgesehen werden. 

• In ausgewiesenen Windenergiegebieten sollten Vorhaben nicht mehr durch 
Veränderungssperren oder Zurückstellungen verzögert oder verhindert werden dürfen 
(z. B. durch Einführung eines neuen § 249 Abs. 5a BauGB). Sollte ein vollständiger 
Wegfall dieser Instrumente nicht möglich sein, wären erhöhte rechtliche Hürden oder 
strengere Begründungsanforderungen zu prüfen. 

• Der zuständige Planungsträger sollte innerhalb ausgewiesener Windenergiegebiete 
weder an entgegenstehende Ziele der Raumordnung noch an entgegenstehende 
Festsetzungen in Bebauungsplänen gebunden sein (§ 249 Abs. 5 BauGB). Dadurch 
könnte sichergestellt werden, dass bestehende Festsetzungen in Bebauungsplänen 
einem genehmigungsfähigen Vorhaben nicht entgegengehalten werden. 



Hintergrund: Auch wenn ein Regionalplan ein Gebiet bereits als Windeignungsgebiet ausweist, 
können ältere oder bestehende Bebauungspläne neue Planungen faktisch verhindern, etwa 
durch Baufenster oder strenge Höhenbegrenzungen. Zwar besteht grundsätzlich die 
Verpflichtung, Bebauungspläne an höherrangige Planungen anzupassen, faktisch fehlt es 
Dritten jedoch an einem direkten Durchsetzungsinstrument gegenüber der Gemeinde. 

Insgesamt ist das BauGB im Hinblick auf die planungsrechtliche Zulässigkeit von 
Windenergieanlagen sehr komplex ausgestaltet. Viele Gemeinden sind dabei bereits heute auf 
erhebliche fachliche Unterstützung angewiesen. Klarer gefasst werden könnte insbesondere die 
Möglichkeit der Gemeinden, zusätzliche Flächen für Windenergie auszuweisen, auch wenn die 
Flächenziele des WindBG bereits erreicht sind. 

 




